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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat in seinem Urteil vom 26. Februar 2020 den § 217 

Strafgesetzbuch (StGB) für mit dem Grundgesetz nicht vereinbar und nichtig erklärt. Damit 

wurde die Rechtslage wie vor dem Bundestagsbeschluss zum § 217 StGB wiederhe rgestellt. In  

seinem Urteil betont das Gericht, dass ein umfassendes Recht auf selbstbestimmtes Sterben 

existiert und zwar in jeder Phase der menschlichen Existenz. Dieses Recht dürfe nicht auf fremd-

definierte Situationen, wie schwere und unheilbare Krankheitszustände oder bestimmte Lebens- 
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und Krankheitsphasen, beschränkt sein. Der Suizidwunsch sei vom Staat zu respektieren, die 

Straflosigkeit der Selbsttötung und die Hilfe dazu stünden nicht zur freien Disposition des 

Gesetzgebers. Das BVerfG hält in seinem Urteil aber auch fest, dass es eine Verpflichtung zur 

Leistung von Suizidhilfe nicht geben darf. Aus dem Recht auf selbstbestimmtes Sterben leitet sich 

kein Anspruch gegenüber Dritten auf Suizidhilfe ab. 

 

Dem Gesetzgeber ist es auf Grund der Ausführungen des Gerichts jedoch möglich, eine Regulie-

rung der Suizidassistenz in dem vom Gericht vorgegebenen Rahmen vorzunehmen. Meine Über-

zeugung ist, dass diese Möglichkeit eines „legislativen Schutzkonzeptes“ genutzt werden sollte.  

 

Eine Neuregelung muss sich laut BVerfG auf den Schutz der Selbstbestimmung beschränken; 

dazu gehören nach meinem Verständnis auch Lebensschutz bzw. Fürsorge, um den Menschen, 

sofern seine Selbstbestimmung erheblich eingeschränkt ist, für die Dauer dieser Einschränkung 

vor sich selbst (und einem irreversiblen Schritt wie dem Suizid) zu schützen. Wesentlich muss 

deshalb sein, die Freiwilligkeit, Dauerhaftigkeit und Ernsthaftigkeit des Suizidwunsches festzu-

stellen und zu gewährleisten. 

 

Hierzu sind vertiefte Diskussionen im Parlament und auch innerhalb der Bundesregierung not-

wendig. Bei diesem sensiblen Thema ist mir wichtig, dass eine verfassungsmäßige Lösung gefun-

den wird, die auf eine breite Zustimmung in der Gesellschaft stößt. Deshalb möchte ich mit 

Ihnen sehr frühzeitig in einen konstruktiven Dialog treten und Ihre Expertise und Erfahrung 

frühzeitig in den anstehenden politischen Diskussionsprozess einbeziehen. 

 

Ich wäre Ihnen deshalb dankbar, wenn Sie mir möglichst bis Dienstag, den 9. Juni 2020 Ihre Vor-

stellungen und Vorschläge zu wesentlichen Eckpunkten einer möglichen Neuregelung der 

Suizidassistenz per E-Mail an 316@bmg.bund.de zukommen lassen würden. Wenn Sie insbeson-

dere angesichts der aktuellen uns alle fordernden Situation mehr Zeit für Ihre Stellungnahmen 

und Vorschläge benötigen, habe ich dafür selbstverständlich größtes Verständnis. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 


